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Heilverfahren in der  
Gesetzlichen 
Unfallversicherung
Derzeitiger Stand

Heilverfahren der DGUV

Die Gesetzliche Unfallversicherung (UV) 
in Deutschland erbringt ihre Leistungen 
grundsätzlich „mit allen geeigneten Mit­
teln“. Diese Handlungsmaxime hat der 
Gesetzgeber im Sozialgesetzbuch VII 
(SGB VII) ausdrücklich auch für die me­
dizinische Rehabilitation vorgegeben. Da­
mit der durch den Versicherungsfall ver­
ursachte Gesundheitsschaden möglichst 
frühzeitig beseitigt, gebessert, oder seine 
Verschlimmerung verhütet und seine Fol­
gen gemindert werden, wird der UV im 
SGB VII zugestanden, die von den Ärzten 
und Krankenhäusern zu erfüllenden Vo­
raussetzungen im Hinblick auf die fach­
liche Befähigung, die sächliche und per­
sonelle Ausstattung sowie die zu über­
nehmenden Pflichten festzulegen. Die­
sem Gesetzesauftrag ist die UV durch die 
Entwicklung besonderer Heilverfahrens­
arten gerecht geworden:
F	Durchgangsarztverfahren (D-Arzt-

Verfahren)
F	Handchirurgen nach § 37 Abs. 3 ÄV 

(Vertrag Ärzte/Unfallversicherungs­
träger)

F	H-Arzt-Verfahren (s. unten)
F	Verletzungsartenverfahren (VAV)
F	BG-Kliniken (BG: Berufsgenossen­

schaft)
F	Berufsgenossenschaftliche Stationäre 

Weiterbehandlung (BGSW)
F	Komplexe Stationäre Rehabilitation 

(KSR)
F	Erweiterte Ambulante Physiotherapie 

(EAP)

Durchgangsarztverfahren

Der D-Arzt hat eine Schlüsselposition im 
Heilverfahren der UV inne. Für die Betei­
ligung am Verfahren sind spezielle Anfor­
derungen zu erfüllen, die hier nur exem-
plarisch genannt werden:

Neben der Facharztbezeichnung Chi­
rurgie oder Orthopädie und Unfallchirur­
gie muss der Schwerpunkt „Unfallchirur­
gie“ oder der Zusatz „Spezielle Unfallchir­
urgie“ vorhanden sein. In der Praxis des 
D-Arztes sind Eingriffsräume für unter­
schiedliche Kontaminationsgrade vorzu­
halten, und es müssen pro Jahr mindes­
tens 150 Arbeitsunfallverletzte versorgt 
werden.

Der D-Arzt führt die Erstversorgung 
durch, untersucht den Versicherten, er­
hebt den Sachverhalt und erstattet der 
UV innerhalb von 3 Tagen einen Bericht. 
Er entscheidet nach Art und Schwere der 
Verletzung, ob die besondere oder die all­
gemeine Heilbehandlung eingeleitet wird. 
Die besondere Heilbehandlung führt der 
D-Arzt grundsätzlich selbst durch, bei all­
gemeiner Heilbehandlung, die bei einem 
anderen Arzt stattfindet, nimmt er bei Be­
darf Heilverfahrenskontrollen vor. Wenn 
nötig, zieht er andere Ärzte zur Diagnos­
tik oder Mitbehandlung hinzu.

Für den Versicherten, den Unterneh­
mer (als Arbeitgeber) und die Ärzteschaft 
leitet sich aus verschiedenen Vorschriften 
die Verpflichtung ab, den Arbeitsunfall­
verletzten beim D-Arzt vorzustellen.

Im Jahr 2008 versorgten rund 
3400 Durchgangsärzte in Deutschland 
über 2,9 Mio. Arbeitsunfallverletzte.

Handchirurg nach § 37 Abs. 3  
Vertrag Ärzte/Unfall- 
versicherungsträger

Zur Versorgung schwerer Handverlet­
zungen können über dieses eigene Zulas­
sungsverfahren über die Landesverbän­
de der Deutschen Gesetzlichen Unfall­
versicherung (DGUV) besonders qualifi­
zierte Handchirurgen am Verfahren betei­
ligt werden. Nach Erfüllung der persön­
lich/fachlichen und der räumlich/appara­
tiven Voraussetzung und Zulassung durch 
den Landesverband darf der Handchirurg 
Verletzungen, die unter das VAV (s. un­
ten) fallen, ambulant oder stationär, auch 
außerhalb zum Verletzungsartenverfah­
ren zugelassener Einrichtungen, behan­
deln.

Diese noch relativ junge Form der Ein­
bindung von Spezialisten in die Behand­
lung wirft die Frage auf, ob und inwieweit 
zukünftig eine solche Öffnung der Ver­
fahren auch für andere hochspezialisier­
te Ärzte denkbar wäre.

Im Jahr 2008 gab es in Deutschland 85 
speziell beteiligte Handchirurgen.

H-Arzt Verfahren

Das „H“ steht schlicht für Heilverfahren, 
an dem der H-Arzt beteiligt ist. Er ist ent­
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weder Facharzt für Orthopädie und Un­
fallchirurgie oder er kann nach der Ap­
probation eine mindestens 2-jährige Tä­
tigkeit in einer mit einem D-Arzt besetz­
ten Krankenhausabteilung nachweisen. 
Er verfügt über eingehende Erfahrungen 
in der für die Unfallversicherungsträger 
erforderlichen Dokumentation und Be­
richterstattung und in der Gutachtener­
stellung.

Der H-Arzt behandelt die Arbeitsun­
fallverletzten, die seine Praxis primär auf­
suchen und ist insofern von der Vorstel­
lungspflicht beim D-Arzt befreit. Er kann 
dabei sowohl die allgemeine Heilbehand­
lung als auch, bei definierten Verlet­
zungen für die in eigener Behandlung ste­
henden Fälle, die besondere Heilbehand­
lung durchführen. Zum Durchgangsarzt 
vergleichbare Vorstellungspflichten gibt es 
für den H-Arzt nicht.

Im Lexikoneintrag bei Wikipedia heißt 
es, der H-Arzt sei „gewissermaßen ei­
ne abgespeckte Version des Durchgangs­
arztes“. Insofern stellt sich die Frage, in­
wieweit das H-Arzt-Verfahren möglicher­
weise in das zukünftig neu strukturierte 
Durchgangsarztverfahren eingebunden 
werden könnte.

In 2008 behandelten die 2850 H-Ärzte 
in Deutschland über 379.000 Arbeitsun­
fallverletzte.

Verletzungsartenverfahren

Zielstellung der UV in der stationären 
Akutversorgung ist es, schnellstmöglich 
die optimale Versorgung sicherzustel­
len. Unfallverletzte mit schweren Verlet­
zungen, die in einem Katalog klar defi­
niert sind, müssen deshalb schnellstmög­
lich einem zugelassenen Krankenhaus zu­
geführt werden, welches räumlich/appa­
rativ und fachlich/personell besonders 
ausgestattet sein muss.

Die speziellen Anforderungen äußern 
sich u.. darin, dass der Chefarzt/leitende 
Arzt der Klinik/Abteilung für Unfallchi- 
rurgie mindestens 3 Jahre nach Erwerb der 
Schwerpunktbezeichnung „Unfallchirur­
gie“ oder der Zusatzbezeichnung „Spezi­
elle Unfallchirurgie“ in der Unfallchirur­
gie eines zum VAV zugelassenen Hauses 
tätig gewesen sein muss. Er verfügt über 
die Weiterbildungsermächtigung „Unfall­
chirurgie“ oder „Spezielle Unfallchirur­
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Zusammenfassung
Dem Gesetzesauftrag der Heilbehandlung 
„mit allen geeigneten Mitteln“ ist die Ge-
setzliche Unfallversicherung in Deutsch-
land durch die Entwicklung besonderer Heil-
verfahrensarten gerecht geworden: Durch-
gangsarztverfahren (D-Arzt-Verfahren), 
Handchirurgen nach § 37 Abs. 3 ÄV (Vertrag 
Ärzte/Unfallversicherungsträger), H-Arzt- 
Verfahren (H: Heilverfahren, an dem der  
H-Arzt beteiligt ist), Verletzungsartenverfah-
ren (VAV), BG-Kliniken (BG: Berufsgenossen-
schaft), Berufsgenossenschaftliche Stationäre 
Weiterbehandlung (BGSW), Komplexe Sta-

tionäre Rehabilitation (KSR) und Erweiterte 
Ambulante Physiotherapie (EAP). Diese Ver-
fahren haben sich bewährt und sollten wei-
ter verbessert und im Interesse der Versicher-
ten und der Unternehmer zukunftssicher ge-
macht werden.

Schlüsselwörter
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Medical treatment under German statutory accident insurance.  
Current status

Abstract
By developing specialized treatment types, 
the German statutory accident insurance 
has met its legal mandate to provide medi-
cal treatment “using all appropriate means”. 
These include: authorized medical examin-
er procedures; hand surgeons according to 
§ 37 para. 3 of the contractual agreement be-
tween physicians and insurers; care physician 
procedures; injury type procedures; hospi-
tals under the German employers’ liability in-
surance association; further in-patient treat-
ment under the employers’ liability insurance 
association; complex in-patient rehabilita-

tion and advanced out-patient physiothera-
py. These procedures have proven their worth 
and should be further improved and made 
future-proof in the interests of both the in-
sured and the employer.

Keywords
Authorized medical examiner procedures · 
Injury type procedures · Further in-patient 
treatment under the employers’ liability  
insurance association · Complex in-patient  
rehabilitation · Advanced out-patient  
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gie“ von mindestens 2 Jahren. Es muss ein 
eigener oder abtrennbarer Operationsbe­
reich für septische Fälle vorhanden sein.

Die 612 in 2008 zugelassenen Kliniken 
behandelten 2008 fast 60.000 Patienten 
im Rahmen des Verletzungsartenverfah­
rens.

Berufsgenossenschaftliche 
Rehabilitationseinrichtungen

Diese hochspezialisierten Einrichtungen 
verfügen über besondere fachliche Kennt­
nisse und technische Ausstattung für die 
Versorgung von Schwerstverletzten wie 
Patienten mit Wirbelsäulenverletzungen, 
Brandverletzungen, Schädel-Hirn-Verlet­
zungen und Polytraumen. Dies gilt auch 
für die Behandlung von septischen Pati­
enten, die Intervention bei Heilverlaufs­
störungen und die Schmerzbehandlung.

Die BG-Kliniken arbeiten eng mit den 
Rehabilitationsmanagern der UV zusam­
men und haben dabei immer die Wieder­
eingliederung des Versicherten in den Be­
ruf zum Ziel. In Zukunft werden die BG-
Kliniken konzeptionell noch an Bedeu­
tung gewinnen und noch enger als bisher 
zusammenarbeiten (. Abb. 1).

In 2008 wurden über 100.000 Fälle sta­
tionär versorgt, 40.000 Begutachtungen 

durchgeführt und über 23.000 Einsätze 
von Rettungsmitteln bewältigt.

Berufsgenossenschaftliche  
Stationäre Weiterbehandlung 
(BGSW)

Diese stationäre Versorgungsform greift 
nach der Akutversorgung und betrifft im 
Bereich der UV Verletzungen des Stütz- 
und Bewegungsapparates sowie Schädel-
Hirn- und periphere Nervenverletzungen. 
Die UV stellt besondere Anforderungen 
an die verantwortlichen Ärzte, die The­
rapeuten und die apparative Ausstattung 
der Kliniken. Zunehmend findet eine Ver­
netzung zwischen BGSW und Arbeitser­
probung bzw. arbeitsplatzbezogener The­
rapie statt. Zielstellung ist es, den Versi­
cherten für seinen Arbeitsplatz bzw. sei­
nen Beruf wieder arbeitsfähig werden zu 
lassen. Über die Frage der Arbeitsfähig­
keit informiert die Klinik mit dem Ab­
schlussbericht, ggf. trifft sie Aussagen zur 
erforderlichen beruflichen Rehabilitation 
des Versicherten.

In 2008 wurden in den 174 zugelassenen 
Kliniken Deutschlands rund 16.000 Pati­
enten im Rahmen der BGSW behandelt.

Komplexe Stationäre 
Rehabilitation (KSR)

Diese Sonderform der stationären Reha­
bilitation ist für Fälle mit einem erhöh­
ten diagnostischen Aufwand und thera­
peutischen Behandlungsbedarf indiziert, 
wie bei
F	�mehrfachen psychologischen Konsul­

tationen,
F	�wiederholten mehrfachen Konsiliar­

untersuchungen verschiedener Diszi­
plinen,

F	�deutlich erhöhtem pflegerischem 
Aufwand,

F	�Überprüfung von Operations- und 
Revisionsindikationen,

F	�über das Maß der BGSW hinausge­
henden physio- und ergotherapeu­
tischen Maßnahmen sowie

F	�Erstversorgung mit individuell ange­
fertigten Hilfsmitteln (z. B. Prothe­
sen).

Die KSR bleibt grundsätzlich den BG-
Kliniken und BG-Sonderstationen vor­
behalten. Sie bedarf einer engen Abstim­
mung mit dem zuständigen Unfallversi­
cherungsträger.

Erweiterte Ambulante 
Physiotherapie (EAP)

In den zur EAP zugelassenen Einrich­
tungen findet die ambulante Nach- und 
Weiterbehandlung von Versicherten mit 
schweren Funktions- und Leistungsbeein­
trächtigungen im Bereich des Stütz- und 
Bewegungsapparates statt. Die UV stellt 
spezielle Anforderungen an die räum­
lich/apparative Ausstattung und die fach­
liche Qualifikation der Therapeuten. Ein 
Arzt muss der Einrichtung beratend zur 
Seite stehen.

Es findet eine intensive und integra­
tive Therapie statt, bei der Krankengym­
nastik, physikalische Therapie und me­
dizinische Trainingstherapie kombiniert 
werden. Auch in der EAP kommt es par­
tiell bereits zu einer Verknüpfung mit der 
arbeitsplatzbezogenen Therapie.

In den 508 in Deutschland zugelas­
senen EAP-Zentren wurden 2008 über 
19.000 Versicherte der UV therapiert.

Abb. 1 9 Standorte 
der BG-Kliniken
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Fazit für die Praxis

Der UV ist es gelungen, u. a. durch die 
passgenaue Definition eigener Heilver-
fahren, den gesetzlichen Auftrag, Reha-
bilitation mit allen geeigneten Mitteln 
zu leisten, umzusetzen. Die aktive Steu-
erung der Heilverfahren, der Besuchs-
dienst in den Kliniken, die individuelle 
Förderung von Versicherten, all dies hat 
sich bewährt und ist bereits vielfach ko-
piert. Es gilt, diese eigene Qualität zu si-
chern, zu verbessern und im Interesse 
der Versicherten und der Unternehmer 
zukunftssicher zu machen.
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